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Zu Tagesordnungspunkt 2

Betreff:
Bildungsrechte von Kindern mit Assistenzbedarf schützen – Schulassistenz garantieren

Seit Beginn des heurigen Schuljahres ist das Thema Schulassistenz dauerhaft Gegenstand öffentlicher
und politischer Diskussionen. Ursache dafür ist einerseits der hohe Unterstützungsbedarf an steirischen
Schulstandorten, andererseits die unzureichende Zuteilung von Assistenzstunden für die Schulen und
damit für die betroffenen Kinder.

Ende des vergangenen Jahres legte die Steiermärkische Landesregierung einen Entwurf zur
Novellierung der Steiermärkischen Schulassistenz-Durchführungsverordnung vor. Dieser Entwurf stieß
auf breite Kritik: Im Rahmen des Begutachtungsverfahrens wurden insgesamt 132 Stellungnahmen
eingebracht. Der Tenor dieser Stellungnahmen ist eindeutig. Insbesondere die in den Erläuterungen
enthaltene Formulierung, wonach Schulassistenz künftig nur dann gewährt werden soll, wenn eine
Teilhabe am Unterricht im Klassenverband „prinzipiell möglich“ ist, steht im Widerspruch zum Recht auf
inklusive Bildung. 

Es besteht die ernsthafte Befürchtung, dass Schulassistenz nicht länger als zentrales Instrument zur
Ermöglichung von Teilhabe und inklusiver Bildung verstanden wird, sondern zu einer nachrangigen
Zusatzleistung degradiert wird. Dabei ist klar festzuhalten: Teilhabe darf nicht Voraussetzung für inklusive
Bildung sein, sondern muss deren zentrales Ziel darstellen.

Inklusive Bildung erfordert vielmehr den konsequenten Ausbau professioneller Unterstützungssysteme –
insbesondere in den Bereichen Schulpsychologie, Schulsozialarbeit und sonderpädagogische Förderung
– sowie klare und verlässliche rechtliche Rahmenbedingungen. Diese müssen sicherstellen, dass kein
Kind aufgrund fehlender Unterstützung vom Unterricht oder vom Unterricht im Klassenverband
ausgeschlossen wird.

Es wird daher der

Antrag

gestellt:

Der Landtag wolle beschließen:

XIX. GESETZGEBUNGSPERIODE
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1.  

2.  

3.  

4.  

5.  

Die Landesregierung wird aufgefordert,

den Entwurf der Novelle der Steiermärkischen Schulassistenzgesetz-Durchführungsverordnung
derart zu überarbeiten, dass

a) es zu keiner Einschränkung des Rechts auf Bildung sowie des Rechts auf inklusive Bildung
kommt;

b) unmissverständlich klargestellt wird, dass Kinder mit Assistenzbedarf aufgrund fehlender oder
versagter Schulassistenz weder vom Unterricht noch vom Unterricht im Klassenverband
ausgeschlossen werden; sowie

c) Schulassistenz weiterhin als Instrument zur Ermöglichung tatsächlicher Teilhabe am Unterricht
verstanden wird und nicht vom Vorliegen einer vorab festgestellten „prinzipiellen
Teilhabemöglichkeit“ abhängig gemacht wird;

die bestehenden Stundenkontingente nach dem Steiermärkischen Schulassistenzgesetz
(StSchAG) entsprechend den tatsächlichen Bedarfen der betroffenen Kinder zu erhöhen;

das Verfahren zur Zuerkennung der Stundenkontingente künftig so auszugestalten, dass auf Basis
objektiver Kriterien eine transparente und nachvollziehbare Festsetzung der Stundenkontingente
gewährleistet ist; 

die Fristen für die Einmeldemöglichkeit des Bedarfs so anzupassen, dass auch bei unter dem
Schuljahr auftretendem Mehrbedarf (zB. durch Verschlechterung des Zustands oder
Schulwechsel) das notwendige Schulassistenz-Stundenkontingent verlässlich zur Verfügung
gestellt wird; sowie

den bedarfsgerechten Ausbau von Schulpsychologie, Schulsozialarbeit und sonderpädagogischen
Ressourcen konsequent voranzutreiben, um strukturelle Defizite im Bildungssystem nicht auf dem
Rücken einzelner Kinder und ihrer Familien zu bewältigen.
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